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Sommerzeit

Berlin. Achtung, Zeitumstellung: Eu-

ropaweit müssen in der Nacht zum 

Sonntag die Uhren um 2.00 Uhr 

um eine Stunde auf 3.00 Uhr vorge-

stellt werden. Ab dann gilt auch in 

Deutschland wieder die Mitteleuro-

päische Sommerzeit (MESZ).  (jW)

BDI-Geschäftsführer 

tritt zurück
Berlin. Der Hauptgeschäftsführer 

des Bundesverbandes der Deut-

schen Industrie (BDI), Werner 

Schnappauf, tritt wegen der 

Protokollaffäre um Bundeswirt-

schaftsminister Rainer Brüderle 

(FDP) zurück. Er stelle sein Amt 

auf eigenen Wunsch zum 31. März 

zur Verfügung, teilte der BDI am 

Freitag mit. »Ich übernehme die 

politische Verantwortung für die 

Folgen einer Indiskretion, an der 

ich persönlich nicht beteiligt war, 

um möglichen Schaden für das 

Verhältnis von Wirtschaft und Po-

litik abzuwenden«, begründete der 

frühere bayerische Umweltminister 

den Schritt.
Am Donnerstag war das Pro-

tokoll eines internen Gesprächs 

von Brüderle beim BDI an die 

Öffentlichkeit gelangt, demzu-

folge der Minister sagte, das 

Atom-Moratorium hänge mit den 

bevorstehenden Landtagswahlen 

zusammen. Schnappauf hatte es 

genehmigt und an alle Mitglieder 

von Präsidium und Vorstand des 

BDI verschicken lassen. (dapd/jW)

Globalökologie
Vom Wert der Natur. Eine politökono-
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Staats- und Regierungschefs beschließen 
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und droht jetzt mit Gericht

Spitzelkonjunktur
Die Bundesregierung will mehr 

»menschliche Quellen« in linke 

Organisationen schleusen4
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 Neue kreative Kriege
Frankreich meldet Libyen »unter Kontrolle«. NATO soll Kommando übernehmen. Sarkozy droht 

anderen arabischen Ländern, und die Presse räsoniert über den Tyrannenmord. Von Rüdiger Göbel

Die Luftangriffe der von Frank-

reich, Großbritannien und den 

USA geführten Kriegsallianz 

gegen Libyen gehen in die zweite Wo-

che, jetzt übernimmt die NATO das 

Kommando. Mit welchem weiterge-

henden Ziel, das bleibt unklar. Die 

mit UN-Resolution 1973 geforderte 

Errichtung einer »no fly zone« für 

libysche Maschinen gilt offiziell als 

durchgesetzt. Der Flugraum über dem 

nordafrikanischen Land sei »unter 

Kontrolle«, erklärte der französische 

Generalstabschef Admiral Edouard 

Gauillaud am Freitag. Kampfjets der 

»Koalition der Willigen« griffen Stel-

lungen der libyschen Armee bei Ad-

schabija an. Mit den Luftattacken sol-

len die Aufständischen, die die Stadt 

seit Tagen belagern, in ihrem Kampf 

gegen Muammar Al-Ghaddafi unter-

stützt werden. Auch Tripolis wurde 

wieder bombardiert. Ein libyscher Mi-

litärsprecher erklärte, daß »mehrere 

zivile und militärische Einrichtungen« 

in der Hauptstadt angegriffen worden 

seien. Einzelheiten nannte er nicht.

Die Rebellen sind offensichtlich 

längst nicht so stark, wie dies in den ver-

gangenen Wochen schien. Im Schnell-

verfahren versuchen sie in Bengasi im 

Osten des Landes bewaffnete Forma-

tionen aufzustellen. Nach Angaben des 

sogenannten Nationalrats, der sich als 

Gegenregierung zum Ghaddafi-Regime 

versteht, verfügen die Oppositionskräf-

te über nur rund 1 000 eigene Milizio-

näre. Tatsächlich war es den Ghaddafi-

Gegnern in den vergangenen Wochen 

nicht gelungen, in den von ihnen er-

oberten Gebieten für Sicherheit zu sor-

gen. Berichten zufolge standen selbst 

die Ölanlagen Plünderern offen. 

Die militärische Unterstützung der 

Bürgerkriegspartei soll fortan von der 

NATO koordiniert werden. Die Ver-

treter der 28 Mitgliedsstaaten verstän-

digten sich in der Nacht zum Freitag 

darauf, daß der Militärpakt zunächst 

die Überwachung der »no fly zone« 

übernimmt und sich nächste Woche 

auf das gesamte Libyen-Kommando 

verständigt. Noch ist nicht klar, ob das 

klappt. Frankreich, Großbritannien 

und die USA wollen bis auf weiteres 

Ziele in Nordafrika bombardieren. 

Angesichts des enormen Rückhalts 

bei der Bevölkerung für die Libyen-

Intervention und wohl mit Blick auf 

die bevorstehenden Regionalwahlen 

am Wochenende plädierte Frankreichs 

Präsident Nicolas Sarkozy für eine 

Ausweitung der Kampfzone und droh-

te mit Militärschlägen auch in anderen 

arabischen Ländern: »Jeder Herrscher 

muß verstehen, und vor allem jeder 

arabische Herrscher muß verstehen, 

daß die Reaktion der internationalen 

Gemeinschaft und Europas von nun an 

jedes Mal die gleiche sein wird.« 

In der äthiopischen Hauptstadt Ad-

dis Abeba suchten am Freitag unterdes-

sen Vertreter der Afrikanischen Union 

nach einer Friedenslösung für Libyen. 

Die AU plädiert für eine Übergangs-

phase und anschließende freie Wahlen. 

An dem Treffen nahmen eine Delega-

tion der libyschen Regierung sowie 

die Staatschefs von fünf afrikanischen 

Ländern teil. Ob auch Repräsentanten 

der Aufständischen teilnahmen, war 

zunächst nicht bekannt. Die Ghaddafi-

Gegner müssen allerdings auch auf 

keine Verhandlungslösung orientieren, 

solange sie die westliche Militäralli-

anz hinter sich wissen. 

Der Westen selbst teilt ihr Ziel ei-

nes »Regime change« in Tripolis. Für 

Ghaddafi ist kein Platz mehr, so die 

einhellige Kriegsmaxime. Was tun 

mit dem Tyrannen, fragte am Freitag 

passend Spiegel online, »wäre ein 

Volltreffer auf Ghaddafis Residenz 

die Lösung?« Und dann der Hinweis: 

Die Tötung des Staatschefs könne auf-

grund der UN-Resolution »nicht offen-

siv« vertreten, sondern »höchstens als 

Kollateralschaden eines Luftangriffs 

dargestellt werden«. Und: »Es würde 

eine sehr kreative Auslegung des UN-

Mandats erfordern.«
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»Sehr ernste Lage« in Fukushima
Stark radioaktiv verseuchtes Wasser stoppt Notarbeiten in drei Reaktorblöcken. Gefahr einer Kernschmelze

Trotz aller Dauereinsätze im 

Kampf gegen die Kernschmel-

ze hat sich die Lage an der 

Kraftwerksruine in Fukushima zuge-

spitzt. »Die Regierung tut das Äußer-

ste, um die Situation unter Kontrolle 

zu bringen«, behauptete am Freitag 

Japans Ministerpräsident Naoto Kan 

zum wiederholten Mal seit der Kata-

strophe vor zwei Wochen. Die Lage 

sei »sehr ernst«, gestand Kan ein. Die 

Einsatzkräfte riskierten ihr Leben. Die 

Verstrahlten hätten sein Mitgefühl.

Unterdessen kursierten neue 

Alarmmeldungen über extrem strah-

lendes Wasser im AKW Fukushima 1. 

Dort sind jetzt zwei Blöcke ohne jede 

Kühlung. Stark radioaktiv belaste-

tes Wasser stoppte dort und an den 

Reaktoren 2 und 3 die Notarbeiten. 

Nach Angaben der Betreiberfirma 

Tepco hatte das Wasser eine Radio-

aktivität von 3,9 Millionen Becque-

rel pro Kubikzentimeter – 10 000mal 

soviel wie üblich. Vermutlich seien 

an Block 3 der Reaktorbehälter oder 

das Abklingbecken für abgebrannte 

Kernbrennstäbe beschädigt, vermute-

te Tepco. Die Atomaufsichtsbehörde 

NISA fügte an, das Wasser in dieser 

Anlage komme vermutlich vom Kern 

des Reaktors. Eine Kernschmelze er-

schien erneut als realistisch. Trotzdem 

sieht Japans Regierungschef weiter 

keine Notwendigkeit, die 20-Kilome-

ter-Evakuierungszone um das AKW 

auszuweiten. 
Die Zahl der Opfer nach Beben und 

Tsunami hat nach Medienberichten 

inzwischen die Marke von 10 000 To-

ten überschritten. Der Fernsehsender 

NHK berichtete von 10 035 Opfern 

am Freitag. Etwa 17 500 Menschen 

gelten als vermißt, die Zahlen dürften 

weiter steigen. 

Unterdessen beschloß die Europä-

ischen Union in Brüssel, die Sicherheit 

aller 143 Kernkraftwerke im EU-Be-

reich mit »Streßtests« zu überprüfen. 

Europa wolle die »höchsten Standards 

für nukleare Sicherheit«, sagte Rats-

präsident Herman van Rompuy am 

Freitag. »Klare und gemeinsame Kri-

terien« hierfür müßten allerdings erst 

noch aufgestellt werden. (dpa/AFP/jW)
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Letzte Warnung
Kein Firlefanz mit »Brückentechno-

logie« oder »Zäsur« wegen Japan. Das 

Orakel von Ludwigshafen, Helmut 

Kohl, sagt der Kanzlerin: Die Kern-

energie gehört zum Leben – auch zu 

ihrem.   Seiten 2, 5 und 8

Gegründet 1947 · Sonnabend/Sonntag, 26./27. März 2011 ·  Nr.72 · 1,70 Euro · PVSt A11002 · Entgelt bezahlt

10

(Eu)re Tage sind gezählt – Helm eines französischen Kampfpiloten, der von Korsika aus Angriffe gegen Libyen fliegt
jungeWelt
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